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MARKTGEMEINDE    
MARBACH/DONAU        Lfd.Nr. 06/2010 
 
 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 
 

über die   S I T Z U N G   des 
 

G E M E I N D E R A T E S 

 
 
am Freitag, 03. Dezember 2010 in Marbach/Donau, Sitzungssaal 
Beginn: 19.00 Uhr Die Einladung erfolgte am 25.11.2010 
Ende:    21.00 Uhr durch Kurrende. 
 
 
 
ANWESEND WAREN: 
 
Bürgermeister Anton Gruber 
 
Vizebürgermeisterin Renate Hebenstreit 
 
gf.GR. Johannes Kamleithner gf.GR. Rudolf Bernreiter 
gf.GR. Peter Grafeneder  
 
GR. Leopold Bierbaumer GR. Charlotte Zimmerl 
GR. Johann Stadler GR. Harald Steininger 
GR. Karl Zimmerl GR. Gerlinde Mikschovsky 
GR. Thomas Schroll GR. Herbert Kellner 
GR. Roland Loidhold GR. Alois Elletzhofer 
GR. Susanne Nagl GR. Josef Mitmasser 
GR. Lukas Gotsmi 
 
 
ENTSCHULDIGT ABWESEND WAREN: 
 
1. 2.  
 
 
AUSSERDEM ANWESEND WAREN: 
 
Schriftführer: Markus Nutz 
 
 
VORSITZENDER:   Bürgermeister Anton Gruber 
 
 
Die Sitzung war öffentlich. 
Die Sitzung war beschlussfähig. 
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T A G E S O R D N U N G 

 
 
Pkt.  2: Verlesung des Protokolls der Sitzung vom 28.09.2010 sowie Genehmigung 

desselben. 

 
Pkt. 1 und 3 bis 17 laut Einladungskurrende. 
 
 

VERLAUF DER SITZUNG 
 
 
Der Vorsitzende begrüßt alle Anwesenden, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die 
heutige Sitzung. 
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, nachstehend angeführte Punkte noch zusätzlich in die 
heutige Tagesordnung aufzunehmen und nach den Punkten 7 bzw. 16 zu behandeln: 
 
 

Pkt.18: Beschlussfassung über den Antrag der Marktgemeinde Marbach an der Donau 
 an die NÖ Landesregierung per Verordnung die Nächtigungstaxe zu erhöhen 

Pkt.19: Beschlussfassung über die Anpassung der Mietentgelte ab 01.01.2011 an die 
 Vorschriften der Umsatzsteuerrichtlinien (Randziffer 265) 
 
 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass diese Punkte in die Tagesordnung 
aufgenommen und nach den Punkten 7 bzw. 16 der heutigen Tagesordnung abgehandelt 
werden. 

 
Pkt.  1: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass der bisherige geschäftsführende 

Gemeinderat Harald Medl (Volkspartei Marbach), gemäß § 111 Abs. 1                   
NÖ Gemeindeordnung, schriftlich auf sein Amt als Gemeindevorstand verzichtet hat. 
Dieser Amtsverzicht ist seit 24.11.2010 verbindlich. 

 Für die Wahl eines neuen geschäftsführenden Gemeinderates wurde von der 
Volkspartei Marbach ein gültiger Wahlvorschlag beim Bürgermeister eingebracht. 
Dieser Wahlvorschlag lautet auf GR. Roland Loidhold und es ergibt die geheime 
Wahl mittels Stimmzettel folgendes Ergebnis: 

 
 abgegebene Stimmzettel: 18 
 ungültige Stimmzettel: 12   (7 leere und 5 Stimmzettel mit falschem Namen) 
 gültige Stimmzettel:   6   (auf den Namen Roland Loidhold lautend) 
 
 Herr GR. Roland Loidhold ist somit zum geschäftsführenden Gemeinderat gewählt 

und er erklärt auf Befragung durch den Bürgermeister, dass er die Wahl zum 
Gemeindevorstand annimmt. (Beilage 1) 

 
Pkt.  2: Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen das Sitzungsprotokoll der letzten Sitzung vom 

28.09.2010, das allen Fraktionen zugestellt wurde, keine Einwände erhoben werden. 
Das Sitzungsprotokoll gilt daher als genehmigt. 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
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Pkt.  3: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass laut beiliegendem Schreiben des 

Amtes der NÖ. Landesregierung mit 01.01.2011 das neue NÖ Tourismusgesetz 2010 
in Kraft tritt. Das NÖ Tourismusgesetz 2010 regelt die Nächtigungstaxe (früher Orts- 
und Regionaltaxe) und den Interessentenbeitrag mit Wirkung ab 01.01.2011 als 
gemeinschaftliche Landesabgaben, die verpflichtend unmittelbar aufgrund des 
Gesetzes einzuheben sind; gemeindeinterne selbstständige gesetzesergänzende 
Verordnungen sind daher künftig nicht mehr zu beschließen. 

 Aus gegebenem Anlass haben die Gemeinden die auf der Grundlage des                
NÖ Tourismusgesetzes 1991 beschlossenen und in der Gemeinde geltenden 
Verordnungen über die Erhebung von Ortstaxen gemäß § 11 NÖ Tourismusgesetz 
1991 und von Interessentenbeiträgen gemäß § 13 leg.cit. durch entsprechende 
Gemeinderatsbeschlüsse mit Wirksamkeit 01.01.2011 aufzuheben.  
Diese Verordnungen sind nach ständiger Rechtssprechung als selbstständige 
gesetzesergänzende Verordnungen in ihrem zeitlichen Geltungsbereich nicht durch 
den Geltungsbereich der landesgesetzlichen Ermächtigung limitiert (wenn das       
NÖ Tourismusgesetz 1991 aufgehoben wird, gelten die Verordnungen weiterhin; sie 
sind zwar ab 01.01.2011 gesetzwidrig, gehören aber weiterhin dem Rechtsbestand 
an). Sie müssen daher gesondert aufgehoben werden. Im Sinne einer 
nachvollziehbaren Rechtsbereinigung haben die Beschlussfassungen über die 
Aufhebungen im Gemeinderat und deren Kundmachungen so rechtzeitig zu erfolgen, 
dass die Aufhebungen mit 01.01.2011 in Kraft treten können. (Beilage 2) 
 

 Antrag des Bürgermeisters:   Der Gemeinderat möge nachstehende Aufhebung der 
Verordnung über die Erhebung von Ortstaxen beschließen: 

  

 Die auf der Grundlage des NÖ Tourismusgesetzes 1991, LGBl. 7400, erlassene 
Verordnung des Gemeinderates der Marktgemeinde Marbach an der Donau vom    
02. Dezember 2009 soll aufgehoben werden. 

 

Die Aufhebung soll am 01.01.2011 in Kraft treten. 
 

Auf Abgabentatbestände, die vor diesem Zeitpunkt verwirklicht worden sind, findet 
das bisher geltende Recht weiterhin Anwendung. 

  

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 

 
Pkt.  4: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass laut beiliegendem Schreiben des 

Amtes der NÖ. Landesregierung mit 01.01.2011 das neue NÖ Tourismusgesetz 2010 
in Kraft tritt. Das NÖ Tourismusgesetz 2010 regelt die Nächtigungstaxe (früher Orts- 
und Regionaltaxe) und den Interessentenbeitrag mit Wirkung ab 01.01.2011 als 
gemeinschaftliche Landesabgaben, die verpflichtend unmittelbar aufgrund des 
Gesetzes einzuheben sind; gemeindeinterne selbstständige gesetzesergänzende 
Verordnungen sind daher künftig nicht mehr zu beschließen. 

 Aus gegebenem Anlass haben die Gemeinden die auf der Grundlage des                
NÖ Tourismusgesetzes 1991 beschlossenen und in der Gemeinde geltenden 
Verordnungen über die Erhebung von Ortstaxen gemäß § 11 NÖ Tourismusgesetz 
1991 und von Interessentenbeiträgen gemäß § 13 leg.cit. durch entsprechende 
Gemeinderatsbeschlüsse mit Wirksamkeit 01.01.2011 aufzuheben.  
Diese Verordnungen sind nach ständiger Rechtssprechung als selbstständige 
gesetzesergänzende Verordnungen in ihrem zeitlichen Geltungsbereich nicht durch 
den Geltungsbereich der landesgesetzlichen Ermächtigung limitiert (wenn das       
NÖ Tourismusgesetz 1991 aufgehoben wird, gelten die Verordnungen weiterhin; sie 
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sind zwar ab 01.01.2011 gesetzwidrig, gehören aber weiterhin dem Rechtsbestand 
an). Sie müssen daher gesondert aufgehoben werden. Im Sinne einer 
nachvollziehbaren Rechtsbereinigung haben die Beschlussfassungen über die 
Aufhebungen im Gemeinderat und deren Kundmachungen so rechtzeitig zu erfolgen, 
dass die Aufhebungen mit 01.01.2011 in Kraft treten können. (Beilage 3) 
 

 Antrag des Bürgermeisters:   Der Gemeinderat möge nachstehende Aufhebung der 
Verordnung über die Erhebung von Interessentenbeiträgen beschließen: 

  

 Die auf der Grundlage des NÖ Tourismusgesetzes 1991, LGBl. 7400, erlassene 
Verordnung des Gemeinderates der Marktgemeinde Marbach an der Donau vom    
02. Dezember 2009 soll aufgehoben werden. 

 

Die Aufhebung soll am 01.01.2011 in Kraft treten. 
 

Auf Abgabentatbestände, die vor diesem Zeitpunkt verwirklicht worden sind, findet 
das bisher geltende Recht weiterhin Anwendung. 

  

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 

 
Pkt.  5: Der Bürgermeister bringt dem Gemeindrat das beiliegende Schreiben des Amtes der 

NÖ Landesregierung betreffend der Lustbarkeitsabgabe zur Kenntnis.  
Der Landtag von Niederösterreich hat am 01.07.2010 die Aufhebung des                  
NÖ Lustbarkeitsabgabegesetzes, LGBl. 3703, beschlossen. Die Aufhebung wurde 
bereits mit LGBl. 3703-5 kundgemacht und tritt am 01.01.2011 in Kraft. 
Das NÖ Lustbarkeitsabgabegesetz ist jedoch auf Sachverhalte, die sich bis zum 
Außerkrafttreten ereignen, auch danach weiterhin anzuwenden. Das                       
NÖ Lustbarkeitsabgabegesetz ist daher für sämtliche lustbarkeitsabgabepflichtigen 
Veranstaltungen, welche bereits stattgefunden haben bzw. bis einschließlich 
31.12.2010 noch stattfinden werden, auch nach dem 01.01.2011 weiterhin 
anzuwenden. Nach dem Grundsatz der Zeitbezogenheit der Abgaben ist die im 
Zeitpunkt (Zeitraum) der Entstehung des Abgabenanspruches geltende Rechtslage 
heranzuziehen. Sofern Abgabenansprüche auf die Lustbarkeitsabgabe noch 2010 
(oder früher) entstanden sind, sind sie auch künftig (innerhalb der Festsetzungs-
verjährung gemäß §§ 207 ff Bundesabgabenordnung) nach den bisherigen 
Vorschriften geltend zu machen. 
Bestehende Verordnungen nach dem NÖ Lustbarkeitsabgabegesetz verlieren mit 
dem Außerkrafttreten des Gesetzes ihre Grundlage und sind schon aus diesem 
Grunde ab 01.01.2011 nicht mehr anwendbar. Im Hinblick auf die Rechtssicherheit 
sollten diese Verordnungen jedoch ebenfalls durch eine Aufhebungsverordnung des 
Gemeinderates mit 01.01.2011 außer Kraft gesetzt werden. (Beilage 4) 
 

 Antrag des Bürgermeisters:   Der Gemeinderat möge nachstehende Aufhebung der 
Verordnung über die Erhebung einer Lustbarkeitsabgabe beschließen: 

  

 Die auf der Grundlage des NÖ Lustbarkeitsabgbengesetzes, LGBl. 3703, erlassene 
Verordnung des Gemeinderates der Marktgemeinde Marbach an der Donau vom    
08. Februar 1993 soll aufgehoben werden. 

 

Die Aufhebung soll am 01.01.2011 in Kraft treten. 
 

Auf Abgabentatbestände, die vor diesem Zeitpunkt verwirklicht worden sind, findet 
das bisher geltende Recht weiterhin Anwendung. 

  

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
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Pkt.  6: Der Bürgermeister bringt dem Gemeindrat das beiliegende Schreiben des Amtes der 

NÖ Landesregierung betreffend der Lustbarkeitsabgabe zur Kenntnis. 
Ungeachtet der Aufhebung des NÖ Lustbarkeitsabgabegesetzes besteht jedenfalls 
weiter die bundesgesetzliche Ermächtigung für die Gemeinden gemäß § 15 Abs.3 
Z.1 Finanzausgleichsgesetz 2008 - FAG 2008, BGBl. I 103/2007, durch Beschluss 
der Gemeindevertretung Lustbarkeitsabgaben (Vergnügungssteuern) gemäß § 14 
Abs.1 Z.8 FAG 2008 ohne Zweckwidmung des Ertrages auszuschreiben. 
Ausgeschrieben werden dürfen daher durch Verordnung des Gemeinderates – auch 
ohne zugrunde liegendes Landesgesetz – Lustbarkeitsabgaben (Vergnügungs-
steuern), die in Hundertteilen des Eintrittsgeldes erhoben werden („Kartenabgaben“). 

 Die Lustbarkeitsabgabe sollte laut beiliegendem Verordnungsentwurf eingehoben 
werden. (Beilage 5) 

 

 Antrag des Bürgermeisters:   Der Gemeinderat möge nachstehende Verordnung 
über die Erhebung einer Lustbarkeitsabgabe beschließen: 

 
§ 1 

 

Gegenstand der Abgabe 
 

(1) Der Lustbarkeitsabgabe unterliegen alle im Gemeindegebiet durchgeführten 
öffentlichen Veranstaltungen, sofern für den Besuch ein Eintrittsgeld zu 
entrichten ist.  

(2)  Ausgenommen sind  
1. Veranstaltungen von Theatern, die aus Mitteln des Bundes, eines Landes oder 

der Gemeinde regelmäßige Zuschüsse erhalten;  
2. Ausspielungen gemäß § 2 Glücksspielgesetz durch Konzessionäre und 

Bewilligungsinhaber nach den §§ 5, 14, 21 und 22 Glücksspielgesetz; 
3. Veranstaltungen ständiger, regelmäßig wiederkehrender oder gelegentlicher 

Art, welche den Erwerb, die Erweiterung und Vertiefung von Bildung, 
Wissen und Können in einem organisierten Rahmen als Hauptzweck zum 
Gegenstand haben. 

 
§ 2 

 

Bemessungsgrundlage, Höhe der Abgabe 
 

(1) Die Lustbarkeitsabgabe ist für jede Veranstaltung gesondert zu berechnen und 
wird als Steuer vom Eintrittsgeld erhoben, wenn für den Besuch der Veranstalt-
ung ein Eintrittsgeld zu entrichten ist. 

(2) Zum Eintrittsgeld zählen: 
a) der tatsächliche Preis der Eintrittskarte; 
b) andere, der Höhe nach von vornherein festgelegte Entgelte oder sonstige  

Geldleistungen, die als Gegenleistung für den Besuch der Veranstaltung 
entrichtet werden; 

c) Geldleistungen, die für den Besuch der Veranstaltung freiwillig erbracht 
werden. 

(3) Das Ausmaß der Abgabe beträgt 10%, bei Filmvorführungen 5% des Entgelts 
(Eintrittsgeld). Die Lustbarkeitsabgabe und die Umsatzsteuer gehören nicht zur 
Bemessungsgrundlage. 

(4) Die Abgabe wird nach dem Eintrittsgeld berechnet. Das Eintrittsgeld ergibt sich 
aus der Summe der für den Besuch der Veranstaltung vereinnahmten Entgelte 
und Geldleistungen (Abs. 2). 
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§ 3 

 

Abgabenbefreiungen 
 

Folgende Veranstaltungen sind von der Lustbarkeitsabgabe befreit: 
 
Veranstaltungen, deren Ertrag ausschließlich dem Feuerwehr- und Rettungswesen 
dient; Veranstaltungen, deren Ertrag ausschließlich und unmittelbar einem 
gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zweck (im Sinne der 
Bundesabgabenordnung) zugeführt wird; Veranstaltungen, deren Ertrag 
ausschließlich für die Deckung des finanziellen Bedarfs kultureller Einrichtungen 
(Liedertafel Marbach, Musikverein Marbach und Musikschulverband 
Nibelungengau) dient; 

 
§ 4 

 

Abgabepflichtiger, Haftung 
 

(1) Abgabenschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung. 
(2) Unternehmer ist, wer sich öffentlich als Veranstalter ankündigt oder den 

Behörden gegenüber als solcher auftritt und der, auf dessen Rechnung oder in 
dessen Namen die Veranstaltung durchgeführt wird. Bei mehreren 
Unternehmern ist jeder Mitunternehmer Gesamtschuldner der Steuer. 

(3) Für die Entrichtung der Abgabe haftet neben dem Unternehmer der Inhaber der 
für die Veranstaltung benützten Räume oder Grundstücke. 

 
§ 5 

 

Nachweise und Sicherheitsleistung 
 

(1) Der Unternehmer muss für jede Veranstaltung die für die Berechnung der 
Lustbarkeitsabgabe erforderlichen Nachweise führen wie zum Beispiel 
Aufzeichnungen über die ausgegebenen Eintrittskarten nach Zahl und Preis, alle 
anderen abgabepflichtigen Einnahmen (§ 2 Abs. 2 lit.b und c), den Prozentsatz 
und die Höhe der in Abzug gebrachten Umsatzsteuer. 

(2) Die Abgabenbehörde darf vor der Veranstaltung, um einer Gefährdung oder 
wesentlichen Erschwerung der Einbringung der Abgabe zu begegnen, die 
Leistung einer Sicherheit in der voraussichtlichen Höhe der Abgabenschuld 
vorschreiben. Sie darf die Veranstaltung untersagen, solange die Sicherheit nicht 
geleistet ist. 

 
§ 6 

 

Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit der Abgabe 
 

(1) Die Abgabenschuld entsteht mit der Entgegennahme des Eintrittsgeldes (§ 2 
Abs. 2). 

(2) Der Unternehmer hat bei der Abgabenbehörde eine schriftliche Abgaben-
erklärung einzureichen. Er hat die Abgabe selbst zu berechnen, die für die 
Abgabenberechnung erforderlichen Nachweise (§ 5 Abs. 1) seiner Abgaben-
erklärung anzuschließen und die Abgabe zu entrichten. 

(3) Die Abgabe ist vom Unternehmer bis zum 15. des der Durchführung der 
Veranstaltung nächstfolgenden Kalendermonats zu erklären und zu entrichten.  
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§ 7 

 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 
 

(1) Diese Verordnung soll am 01.01.2011 in Kraft treten. 
(2) Auf Abgabentatbestände, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung 

verwirklicht worden sind, findet das bisher geltende Recht weiterhin 
Anwendung. 

(3) Die auf der Grundlage des NÖ Lustbarkeitsabgabegesetzes erlassene 
Verordnung des Gemeinderates der Marktgemeinde Marbach an der Donau vom 
08.02.1993 tritt am 01.01.2011 außer Kraft. 

 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 

 
Pkt.  7: Der Bürgermeister bringt dem Gemeindrat das beiliegende Schreiben des Amtes der 

NÖ Landesregierung betreffend der Gebrauchsabgabe zur Kenntnis. 
Der Landtag von Niederösterreich hat am 01.07.2010 eine Änderung des               
NÖ Gebrauchsabgabegesetzes 1973, LGBl. 3700, beschlossen. Diese Novelle wurde 
am 31.08.2010 mit LGBl. 3700-7 kundgemacht und wird am 01.01.2011 in Kraft 
treten. Die umfangreiche Novelle umfasst Regelungen zur Vereinfachung des 
Gesetzesvollzugs, reduziert die Zahl der Abgabentatbestände durch den Entfall 
überkommener und ertragsschwacher Gebrauchsarten und erhöht die Tarife bei den 
verbleibenden Gebrauchsarten zur Vermeidung der Schmälerung des zu erwartenden 
Abgabenertrages bzw. auch weil eine Tarifanpassung zuletzt 1982 erfolgt ist. 
Auf Grund der Novelle ist eine neue Verordnung, allenfalls auch mit entsprechenden 
Tariffestsetzungen bei Abweichung von den gesetzlichen Höchsttarifen, durch den 
Gemeinderat zu erlassen. (Beilage 6) 

 Antrag des Bürgermeisters:   Der Gemeinderat möge nachstehende Verordnung 
über die Erhebung einer Gebrauchsabgabe beschließen: 

  

Für den über den widmungsmäßigen Zweck hinausgehenden Gebrauch von 
öffentlichem Grund in der Gemeinde ist die Einhebung einer Gebrauchsabgabe nach 
den Bestimmungen des NÖ Gebrauchsabgabegesetzes 1973, LGBl. 3700 
vorgesehen. 
 

Die Gebrauchsabgabe ist von allen Gebrauchsarten des Tarifes des NÖ Gebrauchs-
abgabegesetzes 1973 mit den dort angeführten Höchstsätzen zu entrichten. 
 

Abweichend von den Höchsttarifen setzt der Gemeinderat folgende Tarife fest:  
 

Für Vorgärten (Aufstellung von Tischen, Stühlen u.ä., sogenante Schanigärten) vor 
Geschäftslokalen aller Art 
 

je angefangnen zehn m² der bewilligten Fläche 
und je begonnenem Monat Euro  35,-- 
 

Diese Verordnung soll am 01.01.2011 in Kraft treten. 
 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 

 
Pkt.18: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass die NÖ Landesregierung per 

01.01.2011 ein neues Tourimusgesetz erlassen hat. Dieses Gesetz beinhaltet unter 
anderem, dass die bisherige Orts- und Regionaltaxe durch eine Nächtigungstaxe 
ersetzt wird. Diese Nächtigungstaxe beträgt für Gemeinden der Ortsklasse I 
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(Marbach an der Donau) für 2011 Euro 1,13 und 2012 Euro 1,50 und von diesem 
Betrag verbleiben 35% bei der Gemeinde und 65% erhält das Land Niederösterreich. 
Dieses Gesetz ermöglicht auch die Erhöhung dieser Nächtigungstaxe um höchstens 
das zweifache des Ausgangsbetrages per Antrag an die NÖ Landesregierung. Es 
sollte aus nachstehenden Gründen ein Antrag um Erhöhung der Nächtigungstaxe per 
Verordnung an die NÖ Landesregierung gestellt werden. 
In der Sitzung der ARGE-Nibelungengau sind sämtliche anwesenden Gemeinde-
vertreterInnen einstimmig übereingekommen, so wie in der Wachau auch im Bereich 
des Nibelungengaues eine einheitliche Vorgangsweise zu wählen. (Beilage 7) 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge folgenden Antrag an die NÖ 
Landesregierung beschließen: 
 

Die Nächtigungstaxe für 2011 für die Marktgemeinde Marbach an der Donau          
(Ortsklasse I) ist von Euro 1,13 auf Euro 1,50 zu erhöhen. Dies begründet sich damit, 
dass die durchschnittlichen Aufwendungen in den vergangenen 5 Jahren 
(Rechnungsabschluss 2004 bis 2008) die Summe von Euro 560.054,16 betragen 
haben und nunmehr auf Grund vermehrter Aufwendungen eine Erhöhung notwendig 
ist. 
 

Die Aufwendungen sind wie folgt darzustellen: 
 

Die Gemeinde Marbach an der Donau versteht sich seit jeher als aktiver Partner der 
Tourismuswirtschaft. Sie stellt die Infrastruktur bereit, sorgt für die Sicherheit der 
Gäste und bietet Unterstützung im Rahmen der regionalen Wirtschaftsförderung. 
 

Für den Ausbau 
 

• der Wasserversorgung sind Aufwendungen in der Höhe von Euro 104.009,96 
• der Abwasserentsorgung sind Aufwendungen  

in der Höhe von Euro 288.537,94 
• den Ausbau bzw. der Verbesserung des Gemeindestraßennetzes sind 

Aufwendungen in der Höhe von Euro 122.991,29 
• der Ortsbildpflege sind Aufwendungen in der Höhe von Euro 14.658,00 
• für die Sanierung und Adaptierung des gemeindeübergreifenden touristisch 

notwendigen Freibades „Nibelungenbad“ sind jährliche Aufwendungen in der 
Höhe von Euro 109.273,97 

• Vermehrte Aufwendungen durch den Hochwasserschutz und die damit im 
Zusammenhang stehenden Gestaltungsmaßnahmen 

in der Höhe von Euro 11.829,56 
 

insgesamt ist somit die Summe von Euro 651.300,72 notwendig. 
(Diese Zahlen stammen aus dem Rechnungsabschluss 2009) 
 

Die Gemeinde ist Teil der Destination Donau (Mitglied des Tourismusverband 
Wachau-Nibelungengau-Kremstal) des Landes Niederösterreich. Da die obig 
genannten Maßnahmen (inklusive Rückzahlung der aufgewendeten Mittel) sich nicht 
auf das Jahr 2011 erstrecken, sondern noch Jahre in Anspruch nehmen werden, 
ergeht gleichzeitig der Antrag ab 2012 die Nächtigungstaxe für die Marktgemeinde 
Marbach an der Donau von Euro 1,50 auf Euro 2,-- zu erhöhen. 

  

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 

 
Pkt.  8: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat das Grundbenützungsübereinkommen, 

Zl. WA1-ÖWG-58032/076-2010 zwischen der Republik Österreich (Land- und 
Forstwirtschaftsverwaltung – Wasserbau), vertreten durch den Landeshauptmann 
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von Niederösterreich als Verwalter des Öffentlichen Wassergutes und der 
Marktgemeinde Marbach an der Donau zur Kenntnis. 

 Dieses Übereinkommen ist wegen der Errichtung eines Geschieberückhaltebeckens 
im Steinbach für den Hochwasserschutz Marbach notwendig. 
Das Grundbenützungsübereinkommen betrifft die Errichtung, den Bestand, den 
Betrieb und die Erhaltung von (schutz-) wasserbaulichen Maßnahmen auf den dem 
Öffentlichen Wassergut zugehörigen, bundeseigenen Grundstücken Nr. 257/2,       
EZ. 226, KG. Marbach und Nr. 1720/1, EZ. 260, KG. Auratsberg (Gewässer 
„Steinbach“). Die Republik Österreich stimmt diesen sowie jenen Maßnahmen auf 
Grundflächen, welche im Zuge der erforderlichen Herstellung der Grundbuchs-
ordnung in das Öffentliche Wassergut übertragen werden, nach Maßgabe des einen 
wesentlichen Vertragsbestandteil bildenden Projektes „Marktgemeinde Marbach an 
der Donau, Hochwasserschutz Marbach, Geschieberetention Steinbach, wasser-
rechtliches Einreichprojekt 2010“, erstellt von der Werner Consult ZT-Gemeinschaft 
vom August 2010 und der wasserrechtlichen Bewilligung der BH Melk, Zl. MEW2-
WA-10145/001-1 zu. 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge das vorliegende Grund-
benützungsübereinkommen bewilligen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 

 
Pkt.  9: Der Vorsitzende bringt dem Gemeinderat die vorliegenden schriftlichen Ansuchen 

der Freiwilligen Feuerwehr Marbach, der Marbacher Wirtschaft und der Liedertafel 
Marbach um Gewährung einer Beihilfe bzw. Subvention für das Jahr 2011 zur 
Kenntnis. Der Vertreter des Wassersportclubs Wakeboarder, Herr GGR. Loidhold 
erklärt, dass auf die heurige Subvention verzichtet wird. (Beilage 8) 

 

 Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge nachstehend angeführten 
Vereinen bzw. Institutionen wie jedes Jahr folgende Subvention für das Jahr 2011 
bewilligen und diese Beträge in den Voranschlag 2011 aufnehmen. 

 
 Freiwillige Feuerwehr Marbach Euro   7.600,00 
 Marbacher Wirtschaft für Weihnachtsmarkt Euro      500,00 
 Musikverein Marbach Euro   1.400,00 
 Liedertafel Marbach Euro      500,00 
 SV Gottsdorf-Marbach-Persenbeug Euro   1.200,00 
 (davon Nachwuchsförderung Euro 500,-- und Subvention Euro 700,--) 
 Fremdenverkehrsverein Marbach Euro   2.910,00 
 (Druckkostenbeitrag für Zimmernachweis und 50%iger Anteil für Organisations- 
 kostenbeitrag für Sonnenwende Nibelungengau werden erst nach Vorliegen der 
 Rechnungen abgezogen.) 
 
 Beschluss:   dem Vorschlag bzw. Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 

 
Pkt.10: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass der Ölheizkessel im 

Gemeindeamt der Marktgemeinde Marbach an der Donau kaputt war und unbedingt 
vor Winterbeginn ein neuer angeschafft werden musste. Die Kosten für die 
Aufstellung des Heizkessels und diverse Sanierungsarbeiten belaufen sich auf ca. 
Euro 19.500,-- (exkl. MWSt.). Diese Arbeiten wurden an die Fa. Murr (Installateur) 
und Fa. Stadler (Elektriker) aus Marbach an der Donau sowie die Fa. Haubenberger 
(Öltankreinigung) vergeben. Für die Bezahlung der Rechnungen muss ein Darlehen 
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aufgenommen werden. Es liegen nun 3 Anbote von Kreditinstitutionen für ein 
Darlehen in der Höhe von Euro 25.000,-- vor. Die Laufzeit soll 5 oder 10 Jahre 
betragen. Das Darlehen kann auch jederzeit frühzeitig zurückbezahlt werden. 
1. Anbot Sparkasse Niederösterreich, Konditionen: 6-Monats-Euribor 1,139 % + 

Aufschlag 1,250 % = Zinssatz insgesamt 2,389 % p.a., hj., dekursiv, kal/360 
Diese Zinsbindung gilt für das erste Jahr, Tilgung jeweils am 30.06. und 31.12. 
jeden Jahres, beginnend mit 30.06.2011 

2. Anbot Raiffeisenbank Region Melk, Konditionen: 6-Monats-Euribor 1,139 % + 
Aufschlag 0,79 % = Zinssatz insgesamt 1,929 % p.a., hj., dekursiv, kal/360 
Anpassung je zum 01.01. und 01.07. jeden Jahres, Tilgung jeweils am 30.06. und 
31.12. jeden Jahres, beginnend mit 30.06.2011 

3. Anbot Volksbank Alpenvorland, Konditionen: 6-Monats-Euribor 0,98 % + 
Aufschlag 0,9 % = Zinssatz insgesamt 1,88 % p.a., hj., dekursiv, kal/360 
Erhöhung des Aufschlages jederzeit im jeweiligen Umfang, Tilgung halb-
jährliche Kapitalraten und halbjährliche Zinstermine 

Die Aufnahme dieses Darlehens ist nicht bewilligungspflichtig. (Beilage 9) 
 Antrag des Bürgermeisters:   Das Darlehen soll auf eine Laufzeit von 5 Jahren und 

nach Vorliegen der Rechnungen der Fa. Murr und Fa. Stadler in der Höhe des 
Rechnungsbetrages plus der noch durchzuführenden Öltankreinigung durch die      
Fa. Haubenberger (ca. Euro 800,-- inkl. MWSt.) Anfang 2011 aufgenommen werden. 
Der Gemeinderat möge die Aufnahme des Darlehens an die Raiffeisenbank Region 
Melk vergeben, da diese nur 0,049% mit dem Zinssatz unter dem Bestbieter liegt, der 
Zinssatz bei der Raiffeisenbank Region Melk länger garantiert wird und diese Bank 
ortsansässig ist. 

 Beschluss:   dem Antrag der Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
Pkt.11: Der Entwurf des Voranschlages für das Haushaltsjahr 2011 samt Dienstpostenplan 

sowie des mittelfristigen Finanzplanes für die Jahre 2012 bis 2014 der in der Zeit 
vom 17. November 2010 bis einschließlich 01. Dezember 2010 öffentlich aufgelegen 
ist und innerhalb der Auflagefrist keine schriftlichen Einwendungen hieramts 
eingelangt sind wird erläutert und eingehend beraten. Der Ordentliche Haushalt 
beinhaltet Einnahmen und Ausgaben in der Höhe von jeweils Euro 2.382.900,00.  
Der außerordentliche Haushalt umfasst insgesamt 5 Vorhaben und betragen diese 
Einnahmen und Ausgaben zusammen je Euro 169.700,00. Im Voranschlag 2011 ist 
die Aufnahme eines Darlehens in der Höhe von ca. Euro 20.000,-- für den Austausch 
des defekten Ölheizkessels im Gemeindeamt der Marktgemeinde Marbach an der 
Donau enthalten. Diese Darlehensaufnahme ist nicht genehmigungspflichtig. 
Antrag des Bürgermeisters:   der Gemeinderat möge den Voranschlag für das 
Haushaltsjahr 2011 samt Dienstpostenplan, den Beilagen und dem mittelfristigen 
Finanzplan für die Jahre 2012 bis 2014 in den vorliegenden Fassungen genehmigen. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
Pkt.12: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat den Teilungsplan der Fa. DI Hanns H. 

Schubert vom 02.11.2010, GZ: 30153 zur Kenntnis. Dieser Teilungsplan betrifft die 
Grundabteilung zur Schaffung neuer Grundstücke mit Bauplatzerklärung sowie 
Löschung eines Grundstückes und Grundabtretungen anlässlich Grenzänderungen 
von Frau Derfler Josefa, Kracking 4. Für die neu geschaffene Bauparzelle gibt es 
bereits einen genehmigten Baurechtsvertrag zwischen der Marktgemeinde Marbach 
an der Donau und Frau Derfler Josefa. Dieser muss nun in das Grundbuch eintragen 
werden. Von dieser Teilung ist auch eine Gemeindestraße (Öffentliches Gut) 
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betroffen zu der Teilflächen von Frau Derfler Josefa lastenfrei abgeschrieben 
werden. (Beilage 10) 

 Antrag des Bürgermeisters:   Der Gemeinderat möge den vorliegenden 
Teilungsplan bewilligen und Frau Derfler Josefa zu folgenden lastenfreien 
Abschreibungen verpflichten: 

 

a.) die lastenfreie Abschreibung der Teilfläche 5 Gst. 1346 von der EZ. 50 
Grundbuch 14203 Auratsberg (Eigentümer: Derfler Josefa zur Gänze) und dessen 
Zuschreibung zur EZ. 321 Grundbuch 14203 Auratsberg (Eigentümer: 
Marktgemeinde Marbach an der Donau (Öffentliches Gut) zur Gänze) unter 
gleichzeitiger Einbeziehung in das Gst. 1698. 

 

b.) die lastenfreie Abschreibung der Teilfläche 3 Gst. 1385 von der EZ. 50 
Grundbuch 14203 Auratsberg (Eigentümer: Derfler Josefa zur Gänze) und dessen 
Zuschreibung zur EZ. 321 Grundbuch 14203 Auratsberg (Eigentümer: 
Marktgemeinde Marbach an der Donau (Öffentliches Gut) zur Gänze) unter 
gleichzeitiger Einbeziehung in das Gst. 1698. 

 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 

 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 

 
Pkt.13: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat den Entwurf der Resolution zur 

Erhaltung der Donauuferbahn zur Kenntnis. Dieser Entwurf wird eingehend beraten. 
(Beilage 11) 

 Antrag des Bürgermeisters:   Der Gemeinderat möge folgende Forderungen an die 
österreichische Bundesregierung, die NÖ Landesregierung, die Abgeordneten im   
NÖ Landtag und die Nationalratsabgeordneten für den Erhalt der Donauuferbahn 
beschließen: 
• Aufrechterhaltung eines fahrplanmäßigen Betriebes 
• Ausreichende Finanzierung des umweltfreundlichen Schienennahverkehrs in der 

Wachau, im Nibelungengau und im Strudengau 
• Donauuferbahn als wesentlichen Teil des Weltkulturerbes Wachau erhalten 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis: 12 Ja-Stimmen (SPÖ-Fraktion) 
    6 Nein-Stimmen (ÖVP-Fraktion) 

 
Pkt.14: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat das Schreiben der ARGE Nibelungengau 

für die Unterstützung der Bewerbung um die Landesausstellung 2015 zur Kenntnis. 
(Beilage 12) 

 Antrag des Bürgermeisters:   Der Gemeinderat möge beschließen, dass die 
Marktgemeinde Marbach an der Donau, Mitglied in der ARGE Nibelungengau, 
grundsätzlich die aktive Unterstützung und Mitarbeit bei den Vorbereitungsarbeiten 
zur Landesausstellung 2015 zusagt. Für die Detailprojekte zur Landesausstellung 
2015 und eventuell anfallende Kosten oder Kostenbeteiligungen werden gesonderte 
Anträge dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 

 
Pkt.15: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat das beiliegende touristische Konzept    

der ARGE Nibelungengau „Neupositionierung als touristisches Ausflugsziel“ zur 
Kenntnis. Dieses beinhaltet im Groben die Anstellung eines Projektmanagers auf 
Zeit (für 3 Jahre) für die Umsetzung der einzelnen Projekte laut dem erstellten 
Konzept. Dieser Projektmanager ist erforderlich für die zentrale Koordination, 
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Ansprechpartner für die Gemeinden und Projektteilnehmer, Aufbereitung der Teil-
projekte und auch zur Kontrolle der Tätigkeiten und Ergebnisse. Die Kosten-
beteiligung für die Marktgemeinde Marbach an der Donau beträgt Euro 3.296,95 pro 
Jahr. (Beilage 13) 

 Antrag des Bürgermeisters:   Der Gemeinderat möge der Anstellung eines 
Projektmanagers auf Zeit (3 Jahre) unter folgenden Bedingungen zustimmen: 
Als Höchstgrenze der Kostenbeteiligung der Marktgemeinde Marbach an der Donau 
für den anzustellenden Tourismusmanager wird der errechnete Betrag von Euro 
3.296,95 festgesetzt. Gemäß Schreiben des Leiters der Gruppe für Wirtschaft, Sport 
und Tourismus des Landes NÖ sind zukünftige Beitrage an Tourismusverbände 
sowie Destinationen freiwillige Leistungen der Gemeinden. Somit solle dieser 
zusätzliche Beitrag der Marktgemeinde Marbach an der Donau aus diesen bisherigen 
Aufwendungen an den Tourismusverband WACHAU-NIBELUNGENGAU-
KREMSTAL bezahlt werden. Als Basisbetrag wird der Beitrag an den 
Tourismusverband WACHAU-NIBELUNGENGAU-KREMSTAL in der Höhe von 
Euro 5.207,31 aus dem Jahre 2010 herangezogen. Dieser Beitrag soll um den Beitrag 
von Euro 3.296,95 an den einzustellenden Projektmanager gekürzt werden. Die 
restliche Summe von Euro 1.910,36 soll wie bisher an den Tourismusverband 
WACHAU-NIBELUNGENGAU-KREMSTAL überwiesen werden. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 

 
Pkt.16: Der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat mit, dass die Gemeinnützige Wohnungs- 

und Siedlungsgenossenschaft Amstetten beabsichtigt die noch freien Bauparzellen 
der Marktgemeinde Marbach an der Donau auf der Schaufel (Parz. 135/1, 135/40, 
135/41, 135/42 und 135/45) zu einem m² Preis von Euro 45,00 (dieser Preis gilt nur 
wenn die Förderrichtlinien laut Gemeinderatsbeschluss vom 02.12.2009 eingehalten 
werden) zu kaufen. Es handelt sich um eine Gesamtfläche von 4.572 m². Der 
Kaufpreis würde dann Euro 205.740,00 betragen. Auf den Grundstücken würden   
ca. 15 Reihenhäuser errichtet werden und keine Wohnungsanlagen bzw. kein 
großvolumiger Wohnbau. Diese Verkaufsabsicht wird eingehend beraten.           
(Beilage 14) 

 Antrag des Bürgermeisters:   Der Gemeinderat möge grundsätzlich den Verkauf 
der im Eigentum der Marktgemeinde Marbach an der Donau stehenden Grundstücke 
135/1, 135/40, 135/41, 135/42 und 135/45 alle KG. Marbach in einem 
Gesamtausmaß von 4.572 m² zu einem m² Preis von Euro 45,00, das sind Euro 
205.740,00, unter folgenden Voraussetzungen beschließen: 

 

• Auf den Grundstücken dürfen nur Reihenhäuser mit zwei Hauptgeschoßen 
errichtet werden. Da es für die betreffenden Grundstücke keinen Bebauungsplan 
gibt, sollte nach Möglichkeit die Bauklasse 1 eingehalten werden. 

• Die durch die Grundstücke laufende öffentliche Wasserleitung sollte durch die 
Gemeinnützigen Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaft, in Absprache mit der 
Marktgemeinde Marbach an der Donau, umgelegt werden. 
 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 

 
Pkt.19: Der Bürgermeister bringt dem Gemeinderat das Schreiben der BKS Steuerberatungs-

gesellschaftmbH, Mag. Kainzner zur Kenntnis. Dieses beinhaltet die Änderung der 
Rechtslage bei Miet- und Pachtverhältnissen ab 01.01.2011. Die Änderung bzw. 
Überprüfung der Miet- und Pachtverhältnisse ist notwendig, wenn das Mietverhältnis 
vor dem 01.01.2008 abgeschlossen wurde, der Vermieter (Gemeinde) zur 
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Steuerpflicht optierte (d.h. die Mieteinnahmen werden mit 20% versteuert und von 
den Ausgaben wird die Vorsteuer in Abzug gebracht) und bis jetzt nur eine die 
Betriebskosten überdeckende Miete vorgeschrieben wurde. In diesem Fall ist eine 
Neuberechnung bzw. Überprüfung der bisherigen Mietentgelte notwendig, da bei 
künftigen Betriebsprüfungen das Mietverhältnis steuerlich nicht anerkannt wird und 
die bereits abgezogene Vorsteuer an das Finanzamt anteilig (10-jähriger 
Beobachtungszeitraum) zurückgezahlt werden muss. (Beilage 15) 

 Antrag des Bürgermeisters:   Der Gemeinderat möge beschließen, dass die 
Mietentgelte ab dem 01.01.2011 an die neuen Vorschriften der Umsatz-
steuerrichtlinien (Randziffer 265) angepasst bzw. überprüft werden. 

 Beschluss:   dem Antrag des Bürgermeisters wird zugestimmt. 
 Abstimmungsergebnis:   einstimmig 
 
Unter Ausschluss der Öffentlichkeit: 
 
Pkt.17: Da dieser Punkt unter Ausschluss der Öffentlichkeit behandelt wird, wird gemäß den 
Bestimmungen der NÖ Gemeindeordnung in der derzeit geltenden Fassung auf das nicht 
öffentliche Sitzungsprotokoll verwiesen. 
 
Pkt.17: Die Abänderung bzw. der 2. Nachtrag zum Dienstvertrag von Herrn Harlander Anton 

wird einstimmig genehmigt. 
 
Bericht des Bürgermeisters: 
 
Die Gde.Bedienstete Flach Bettina hat die Standesbeamtenprüfung erfolgreich abgelegt. Der 
Bauhofbedienstete Harlander Anton hat die Wassermeisterprüfung mit sehr gutem Erfolg 
abgelegt. Laut Herrn Mag. Weissmann (Büro LH Pröll) erhält die Marktgemeinde Marbach 
an der Donau für das Jahr 2010 wieder Euro 50.000,-- Bedarfszuweisung für die Finanzierung 
des Nibelungenbades. Die Bedarfszuweisung wird noch im heurigen Jahr überwiesen. 
Der Prüfungsausschussobmann, Herr GR. Mitmasser Josef wird ersucht die gesetzlichen 
Bestimmungen für die Abhaltung von Prüfungsausschusssitzungen einzuhalten und diese 
mindestens vierteljährlich durchzuführen. 
 
 
Da sonst keine weiteren Punkte auf der heutigen Tagesordnung sind und auch keine Anfragen 
gestellt werden, dankt der Vorsitzende für die Mitarbeit und beendet die heutige 
Gemeinderatssitzung. 
 
 

Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung am ................................................ 

genehmigt   –   abgeändert   –   nicht genehmigt. 
 
 
 
 
..............................................................           ........................................................... 

       Bürgermeister           Schriftführer 
 
 
 
 
..............................................................           ........................................................... 

    Gemeinderat-SPÖ       Gemeinderat-ÖVP 


